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Vorbemerkung: 

Der Fachverband Biogas e.V. begrüßt das hohe Tempo, mit dem die Bundesregierung die 
Weiterentwicklung des rechtlichen Rahmens für die Energiewende vorantreibt. Wenn es in dem 
von der Bundeskanzlerin gesetzten engen zeitlichen Rahmen tatsächlich gelingt, einen 
konsistenten Gesetzentwurf vorzulegen, der die Bereitstellung erneuerbarer Energien im Sinne 
einer standortangepassten, nachhaltigen sowie ökologisch und ökonomisch sinnvollen Form 
zügig vorantreibt, wäre dies ein sehr positives Zeichen für die Biogasbranche. Der 
Referentenentwurf bietet dafür einige gute Ansätze, auf die aufgebaut werden kann, so z.B. die 
rohstoffbezogenen Vergütungssätze und die Differenzierungen nach Anlagengröße, die aber 
auch in den Rohstoffklassen abgebildet werden müssen. 

Der aktuell vorliegende Entwurf zum EEG 2012 (Stand 17.05.2011) des Bundesumwelt-
ministeriums (BMU) enthält jedoch eine Reihe von Änderungsvorschlägen, die den Zubau an 
standortangepassten Biogasanlagen ab 01.01.2012 verhindern würden. Nur sehr große 
Anlagen mit geringem Gülle- aber überwiegendem Energiepflanzeneinsatz wären zukünftig 
wirtschaftlich. Der Anreiz, viel Gülle in Anlagen einzusetzen, die von der Größe her an die im 
landwirtschaftlichen Betrieb anfallenden Güllemengen angepasst sind, fehlt völlig. Weiterer 
Flächendruck und die Konzentration der Biogasproduktion an wenigen Standorten wären die 
Folge. Der vorliegende Entwurf geht damit in seiner Wirkung an der Diskussion um Biogas in 
der Landwirtschaft und in der Bevölkerung völlig vorbei.  

Darüber hinaus greifen einige der in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen massiv in 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen von Bestandsanlagen ein. Dies würde durch die 
Öffnung des Einsatzes von Abfällen jeglicher Art in allen Biogasanlagen zur Insolvenz vieler 
bestehender hoch qualifizierter abfallvergärender Anlagen führen. Die außerdem 
vorgeschlagene rückwirkende Kürzung des Güllebonus für Bestandsanlagen mit 
Inbetriebnahme vor dem 01.01.2009, würde diese Anlagen in erhebliche ökonomische 
Bedrängnis bringen und zu einem dramatischen Vertrauensentzug in das grundlegende EEG 
Strukturelement „Investitionssicherheit“ führen.  

Mit denen im Referentenentwurf vorgeschlagenen Neuerungen und insbesondere den 
zahlreichen Verordnungsermächtigungen ergeben sich zusätzliche Planungsunsicherheiten und 
somit wenig Investitionsanreize. Zwar sind gute Ansätze für eine stärkere Marktheranführung 
und Systemintegration von Biogasanlagen vorhanden, im Ergebnis werden auch diese 
Instrumente jedoch speziell für Biogas wirkungslos bleiben, wenn nicht nachgebessert wird.  

Das BMU nimmt in seinem Papier „Hintergrundinformationen zum Ausbau der Erneuerbaren 
Energien in Deutschland bis 2020“ vom Mai 2011 bei der Biomasse insgesamt einen jährlichen 
Zubau bis 2020 von 1,5 bis 2 Terrawattstunden (TWh) Strom an, was 192 bis 256 Megawatt 
(MW) zugebauter Leistung entspricht. Im Schnitt der vergangenen sieben Jahre wurden seit 
2004 allein beim Biogas rund 276 MW pro Jahr neu zugebaut. Grundsätzlich ist der BMU-
Referenten-Entwurf aus Sicht des Fachverbandes Biogas nicht einmal dazu geeignet, die für 
Biogas sehr niedrig angesetzten 2020-Ziele des BMU-Papiers zu erreichen. Der Fachverband 
Biogas schätzt die verfügbaren Ziele deutlich höher (Siehe Tabelle in Anlage 1). 
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Im Folgenden finden Sie in der Paragraphen-Reihenfolge des BMU-Entwurfs die detaillierten 
Anmerkungen des Fachverbandes Biogas e.V. 

 

Zu den einzelnen Regelungen: 

 

Zu § 3 Nr. 1 Begriff “Anlage”  

Problem: 

Obgleich die Unsicherheit im Hinblick auf den Anlagenbegriff  

• Projekte verhindert,  

• ökologisch wie wirtschaftlich suboptimierte Projekte mit sich bringt sowie 

• erhebliche Risiken für Netzbetreiber und Anlagenbetreiber begründet,  

soll nach dem Entwurf EEG 2012 keine Klarstellung erfolgen.   

Auch im Entwurf EEG 2012 wird an der grundlegenden Bedeutung des Begriffs der „Anlage“ für 
die Planung, die Finanzierung, den Betrieb und die Wirtschaftlichkeit einer Biogasanlage 
festgehalten. Aus den folgenden Gründen hängt es von diesem ab, inwieweit eine Anlage 
wirtschaftlich und ökologisch betrieben werden kann: 

1. Alle Vergütungsvorschriften des EEG bauen auf dem Anlagenbegriff auf. Die Höhe der 
Vergütung ist daher entscheidend vom Anlagenbegriff abhängig. 

2. Die Übergangsvorschriften des EEG 2000, des EEG 2004, des EEG 2009 und des 
EEG 2012 grenzen über den Anlagenbegriff ab. Aus dem Anlagenbegriff folgen daher 
die anzuwendenden Vorschriften.  

3. Einer Vielzahl weiterer Vorschriften liegt der Anlagenbegriff zugrunde. 

Mit Einführung des EEG 2009 wurde der Anlagenbegriff gegenüber dem EEG 2004 geändert.  

Aufgrund des Wortlautes der Legaldefinition in § 3 Nr. 1 EEG 2009 und der Begründung, die 
sich an allen entscheidenden Stellen widerspricht, wird die Frage, was unter einer Anlage im 
Sinne des EEG 2009 zu verstehen ist, von der Praxis, von den Gerichten und von der 
Rechtswissenschaft äußerst kontrovers diskutiert. In der Rechtsprechung findet sich sowohl der 
„enge“ als auch der „weite“ Anlagenbegriff. Die Clearingstelle-EEG hat mit guten Gründen einen 
engen Anlagenbegriff vertreten. In der Rechtswissenschaft existieren weitere Ausformungen 
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des Anlagenbegriffs. Von einigen Netzbetreibern wird der Anlagenbegriff der Clearingstelle-
EEG angewandt, von anderen wiederum der weite. Für Banken sowie für Netz- und 
Anlagenbetreiber ergibt sich hieraus ein hohes Maß an Unsicherheit. Aus diesem Grund wurde 
eine erhebliche Anzahl von Projekten nicht finanziert oder weiter verfolgt. Teilweise wurden 
Projekte aufgrund der aus dieser Unsicherheit folgenden Risiken in ökologischer wie in 
wirtschaftlicher Hinsicht ungünstig umgesetzt. Des Weiteren stellt diese offene Frage ein 
erhebliches wirtschaftliches Risiko für Netzbetreiber und Anlagenbetreiber dar. In vielen Fällen 
hängt es vom Anlagenbegriff ab, ob der Anlagenbetreiber Forderungen stellen kann oder ob er 
sich existenzbedrohender Forderungen ausgesetzt sieht. 

Lösung: 

In der Novellierung sollte ein Anlagenbegriff festgelegt werden, in dem so genanntes Anlagen-
splitting vermieden wird, aber gleichzeitig Biomethan-BHKWs eigene Anlagen bleiben. Hierfür 
hat der Fachverband Biogas folgenden Formulierungsvorschlag erarbeitet: 

„Unter einer Anlage werden Motor, Generator, Gaszuleitung und Stromeinspeisepunkt 
verstanden. Verschiedene BHKW an einem Ort werden durch den gemeinsamen Einspeise-
punkt zusammengefasst. Satelliten-BHKWs sind auch zukünftig eine eigene Anlage, wenn in 
räumlichen Abstand die Erschließung von einer zusätzlichen Wärmesenke mit 50% der 
erzeugten bzw. nutzbaren Wärme erfolgt. Biomethan-BHKWs sind demnach auch eigene 
Anlagen und können auch die vom Fachverband Biogas vorgeschlagene Kleinanlagenregelung 
mit 17,7 ct/kWh bis 50 kW geltend machen.“ Damit ist die Vergütung am Einspeisepunkt (für 
den Strom) über die Jahre gleich.  

 

Zu § 3 Nr. 5 Begriff “Inbetriebnahme”  

Problem: 

Neben dem Anlagenbegriff ist der Begriff der Inbetriebnahme für das EEG von grundlegender 
Bedeutung. Von ihm hängen sowohl Vergütungs- als auch sämtliche Übergangsvorschriften ab. 
Die im Entwurf vorgeschlagene Änderung des Inbetriebnahmebegriffs ist auch unter 
Berücksichtigung der Begründung nicht geeignet, die vielfältigen Probleme zu lösen, die mit 
diesem Begriff zusammenhängen.  

Die Folgen dieser Verunsicherung sind prinzipiell die gleichen wie beim Anlagenbegriff. Im 
Folgenden finden sich verschiedene Beispiele, die von der derzeitigen Fassung nur 
ungenügend reflektiert werden:  

• Setzt die Inbetriebnahme voraus, dass der Generator im Rahmen einer Anlage nach 
dem EEG in Betrieb genommen wird oder reicht es, wenn der Generator mit fossilen 
Energieträgern in Betrieb gesetzt wird.  
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• Wenn der Generator nur im Rahmen einer Anlage nach dem EEG in Betrieb genommen 
werden kann, wann gilt dann ein Erdgas-BHKW, das über das Erdgasversorgungsnetz 
versorgt wird, als in Betrieb gegangen.   

• Ist ein Willensakt für die Inbetriebnahme notwendig.  

• Muss ein Dauerbetrieb gewährleistet sein oder reicht es, wenn der Generator auch nur 
kurzzeitig mittels eines Motors angetrieben wird, der mit mobilen Gastransporteinheiten 
versorgt wird.  

• Wie ist Probebetrieb im Rahmen einer Anlage und die Stromerzeugung im Werk zu 
Testzwecken zu beurteilen. 

• Ein Generator einer älteren Anlage wird im Rahmen eines nach dem 31.12.2011 
errichteten Biogasprojektes eingesetzt. 

• Das Einsetzen eines erheblich größeren Generators.    

Lösung: 

Aufgrund der hohen Bedeutung dieses Begriffs schlägt der Fachverband Biogas e.V. vor, 
sowohl die Formulierung des Gesetzestextes als auch die der Begründung grundsätzlich zu 
überarbeiten. Aufgrund der Kürze der Frist zur Stellungnahme war es leider nicht möglich, hier 
einen ausformulierten Vorschlag zu unterbreiten, der Fachverband Biogas ist jedoch gerne 
bereit bei der Entwicklung einer geeigneten Regelung auch kurzfristig aktiv mit zu wirken. 

 

Zu § 6 Abs. 1: Technische Einrichtung zur ferngesteuerten Lastreduzierung 

Problem:  

Eine ferngesteuerte Reduzierung der Einspeiseleistung von kleinen und/oder älteren Blockheiz-
kraftwerken (BHKW) in Biogasanlagen ist nicht möglich. Im EEG 2009 war bislang statt der 
technischen Einrichtung auch eine betriebliche Einrichtung für das Netzmanagement möglich. 
Darüber hinaus ist die Grenze von 100 kW für Biogasanlagen nicht sachgerecht, da die Fer-
menter kleinerer Anlagen wesentlich schneller Auskühlen als große Behälter. Siehe auch: zu 
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Einspeisemanagement.  
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Lösung:  

Zulassung von betrieblichen Einrichtungen bei Anlagen, die nicht oder nur mit sehr hohem 
finanziellen Aufwand mit einer technischen Einrichtung zur ferngesteuerten Lastreduzierung 
ausgerüstet werden können. Der Fachverband Biogas fordert darüber hinaus die Anhebung der 
Grenze für das Netzmanagement bei Biogasanlagen von 100 kW auf 1.000 kW. Mit der 
Festlegung der Grenze bei 1.000 kW kann auf die Möglichkeit der betrieblichen Einrichtungen 
für das Netzmanagement verzichtet werden. Für die Netzentlastung hat die Abschaltung von 
Biogasanlagen, die kontinuierlich Strom einspeisen und kleiner sind als 1.000 kW, kaum eine 
Relevanz. Diese wurde von mehreren Netzbetreibern bestätigt. Darüber hinaus sind bis zur 
Entstehung des Biogases bereits Rohstoffe unter Kostenaufwand verwendet worden. Bei einer 
Abschaltung der Biogasanlage wird nach Überschreiten der Gaslagerkapazität das Abfackeln 
des Biogases notwendig. Dies ist volkswirtschaftlich und unter Klimaschutzaspekten nicht 
akzeptabel, solange noch EE-Anlagen am Netz sind, denen keine laufenden Erzeugungskosten 
entstehen (Grenzerzeugungskosten = 0). 

 

Zu § 6 Abs. 4: Technische Vorgaben Biogasanlagen 

Die Maßgaben des § 6 Abs. 4 haben keinerlei energietechnischen Bezug. Sie zielen 
ausschließlich auf Aspekte des Immissions- bzw. Klimaschutzes ab. Der Fachverband Biogas 
e.V. spricht sich daher gegen eine Implementierung im EEG und für entsprechende Regelungen 
im einschlägigen Fachrecht aus. Diesbezüglich sei insbesondere auf die in der Erarbeitung 
befindliche Biogasanlagen-Verordnung hingewiesen. 

 

Zu § 6 Abs. 4 Nr. 1 – gasdichte Gärrestlagerung 

Problem:  

Die mit dem EEG 2009 eingeführte Maßgabe zur gasdichten Gärrestlagerabdeckung schuf als 
Vergütungsvoraussetzung für den NawaRo-Bonus einen Anreiz für diese zum damaligen 
Zeitpunkt nicht flächendeckend etablierte Emissionsminderungsmaßnahme. 

Die 2010 veröffentlichte Richtlinie VDI 3475/Blatt 4 hat diese Regelung im EEG im Grunde 
überflüssig gemacht, da sie entsprechende Vorgaben macht und – als Abbildung des Standes 
der Technik – maßgeblich für die Ausführung neu zu errichtender Anlagen ist. Dass die VDI-
Richtlinie auch vom Gesetzgeber anerkannt wird und bei der Formulierung dieser Norm Pate 
stand, lässt die Ausnahme für ausschließlich güllevergärende Anlagen erkennen.  

Die gewählte Formulierung im Referentenentwurf bedingt jedoch eine gasdichte Abdeckung der 
Gärrestbehälter über die gesamte Lagerdauer – dies ist sachlich nicht gerechtfertigt und 
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verhindert darüber hinaus die Nutzung vorhandener baulicher Anlagen. Der Bau von 
gasdichtem Lagerraum für die gesamte Lagerzeit ist - besonders bei Anlagen mit hohen 
Gülleanteilen - sehr teuer. Für diese Anlagen, die eben nicht ausschließlich aber mit hohen 
Gülleanteilen betrieben werden, ist die Forderung im Referentenentwurf als nachteilig zu 
bewerten. 

 

Lösung:  

Sofern von dieser technischen Vorgabe im EEG – zugunsten einer Regelung im Fachrecht - 
nicht abgewichen werden soll, ist diese wie folgt zu fassen: 

(4) Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus 

Biogas müssen sicherstellen, dass bei der Erzeugung des Biogases 

1. Biogasemissionen aus der Lagerung der Gärreste gemäß dem Stand der Technik minimiert 

und  

2. zusätzliche Gasverbrauchseinrichtungen zur Vermeidung einer Freisetzung von Biogas 

verwendet werden. 

Die Anforderung nach Satz 1 Nummer 1 gilt nicht, wenn zur Erzeugung des Biogases 

ausschließlich Gülle im Sinne von § 2 Satz 1 Nr. 4 DüngG eingesetzt wird. 

Begründung: 

Die Forderung nach einer Emissionsminderung bei der Gärrestlagerung als solche ist in der 
Sache richtig. Obwohl die Entwicklung des Standes der Technik bzw. das einschlägige 
Fachrecht diese Regelung obsolet macht, ist es zumindest konsequent, die bisher gemäß 
Anlage 2 I.4 nur für bundesimmissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Neu-Anlagen 
(Inbetriebnahme ab 01.01.2009) verbindlichen Maßgaben zur Emissionsminderung aus der 
Gärrestlagerung auf alle Neuanlagen auszudehnen.  

Wie die bisherige Formulierung wird jedoch auch die des aktuellen Referentenentwurfs den 
Erfordernissen der Praxis nicht gerecht. Sie impliziert, dass eine technisch gasdichte Ab-
deckung über die gesamte Lagerungszeit gewährleistet sein muss. Gemäß der Richtlinie VDI 
3475/ Blatt 4, die den diesbezüglichen Stand der Technik abbildet, ist dies jedoch nicht erforder-
lich. Entscheidend ist eine ausreichende Verweilzeit im gasdichten System (150 Tage). Dass 
das gasdichte System „technisch gasdicht“ ist, versteht sich dabei von selbst. Die erforderliche 
„Verweilzeit im gasdichten System“ stellt sicher, dass Restgaspotenziale weitestgehend 
aufgefangen werden und eine offene Lagerung nach dieser Verweilzeit von 150 Tagen im 
gasdichten System - auch im Hinblick auf den gebotenen Klimaschutz - vertretbar ist.  



Fachverband Biogas e.V. 

Angerbrunnenstraße 12 

85356 Freising 

Telefon  +49(0)81 61/98 46 60 

Telefax  +49(0)81 61/98 46 70 

E-Mail  info@biogas.org 

 

 
 

Seite 8 von 37 

Die Möglichkeit, ausgegorene Gärreste offen zu lagern, muss aus mehreren Gründen bestehen: 
Biogasanlagen, die im Zusammenhang mit großen Tierhaltungen errichtet werden, aber nicht 
ausschließlich Gülle einsetzen, könnten sonst bestehende Lagerbehälter nicht nutzen, da diese 
in der Regel nicht nachträglich gasdicht abdeckbar sind. Ein Neubau der gesamten Mindest-
lagerkapazität (die aufgrund regionaler Besonderheiten deutlich über 6 Monaten liegen kann) 
macht diese Anlagen von vornherein unwirtschaftlich. Das Güllepotenzial dieser Standorte 
bliebe ungenutzt. Auch zusätzliche Versiegelungen im Außenbereich werden bei der Möglich-
keit zur Weiternutzung bestehender Anlagenteile auf das Mindestmaß verringert. 

 

Zu § 6 Abs. 4 Nr. 2 – zusätzliche Gasverbrauchseinrichtung 

Problem:  

Die Forderung einer zusätzlichen Gasverbrauchseinrichtung ist im Hinblick auf die Zielsetzung 
(Vermeidung von Methanemissionen) unterstützenswert. Die technologieoffene Formulierung 
wird begrüßt. 

In das Netzmanagement eingebundenen Anlagen bleibt bei der technischen Umsetzung 
allerdings i.d.R. keine Wahlmöglichkeit: die „Gasverbrauchseinrichtung“, die bei einer 
erzwungenen Abschaltung der Energieerzeugungsanlage einsetzbar wäre, wird in aller Regel 
eine Gasfackel sein.  

Für die Praxis ergibt sich aus dem Netzmanagement das Problem, dass ggf. anstelle einer 
Notfackel, eine Fackel nach TA Luft (Hochtemperaturfackel) zum Einsatz kommen müsste. Die 
mit einer solchen Hochtemperaturfackel verbundenen Kosten sind jedoch vor allem für Anlagen 
im unteren Leistungsbereich unzumutbar. 

Lösung: 

Um sicherzustellen, dass die berechtigte Forderung nach Vermeidung von Biogasfreisetzungen, 
kein wirtschaftliches K.O.-Kriterium wird, muss die vom Anlagenbetreiber unbeeinflussbare 
Abschaltung der Energieerzeugungsanlage im Rahmen des Netzmanagementes, durch 
Anpassung der untergesetzlichen Regelwerke (TA Luft), als Störung des bestimmungsgemäßen 
Betriebs definiert werden! 
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Zu §§ 8, 11, 12: Gleichstellung Erneuerbare Energien mit Kraft-Wärme-Kopplungs-
Anlagen 

Problem: 

Die Gleichstellung von in Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen (KWK-Anlagen) erzeugtem Strom 
mit aus Erneuerbaren Energien erzeugtem Strom ist nicht tragbar. Sie wird weder den 
ökologischen noch den wirtschaftlichen Gegebenheiten gerecht. Die umwelt- und 
energiepolitischen Ziele der Bundesregierung werden so konterkariert. 

Die Gleichstellung verkennt, dass Strom aus Erneuerbaren Energien einen weit höheren 
Umweltbeitrag leistet als Strom, der in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt wurde.  

Eine Anlage, die Strom aus Erneuerbaren Energien erzeugt, wird weit mehr von der 
Herabregelung der Einspeiseleistung durch den Netzbetreiber beeinträchtigt als fossile KWK-
Anlagen. Dies gilt sowohl in ökologischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Anlagen, die 
Strom aus fossilen Energieträgern erzeugen, können die eingesetzten Energieträger ohne 
Probleme speichern. Dies gilt jedoch nicht, wenn erneuerbare Energieträger eingesetzt werden. 
Insbesondere bei Biogasanlagen treten bei einer Regelung weit größere ökologische sowie 
wirtschaftliche Folgen ein. Aus ökologischer Sicht ist hier vor allem zu nennen, dass das unter 
großen Aufwendungen erzeugte Biogas nicht mehr verwertet werden kann, wenn die 
Abschaltung eine kurze Dauer übersteigt.  

Lösung: 

Der Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien ist gegenüber der Erzeugung von Strom 
aus fossilen Energieträger in jedem Fall eine Vorrangstellung einzuräumen. 

 

Zu § 11 Abs. 2 Einspeisemanagement 

Problem:  

Werden Biogasanlagen nicht bzw. falsch am Vortag über die geplanten Abregelungen 
informiert, können beispielsweise durch eine reduzierte Fütterung der Biogasanlage potentielle 
Stromerlöse, die bei einer konstanten Betriebsweise entstanden wären, nicht in Rechnung 
gebracht werden. Aus diesem Grund sollte auch klargestellt werden, welche Vorteile und 
Pflichten daraus für den Anlagenbetreiber entstehen bzw. welche Folgen eine falsche oder 
abweichende Prognose durch den Netzbetreiber zur Folge hat.  

Lösung:  

Hier ist eine Klarstellung bezüglich der Konsequenzen erforderlich.  
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Zu § 11 Abs. 2 Unterrichtung über zu erwartendes Einspeisemanagement 

Problem:  

Die bisherigen Erfahrungen aus dem Einspeisemanagement im EEG 2009 haben klar gezeigt, 
dass die Netzbetreiber mit ihrer Pflicht der Unterrichtung große Probleme gehabt haben bzw. 
die Informationen an die Anlagenbetreiber, wenn überhaupt nur entweder zeitverzögert oder auf 
Basis eines Berichtes (pdf-Format) auf Ihren Internetseiten, bereitgestellt haben. In jedem Fall 
muss daher im EEG 2012 der Begriff „unterrichten“ klargestellt werden. Das betrifft sowohl die 
Zeit zur Unterrichtung als auch die Art und Weise der Information und deren zur 
Bereitstellung/Übermittlung. In einigen Fällen waren den Anlagenbetreibern die Abschaltungen 
nur durch Zufall (Abregelung auf 90 % der Regellast) bekannt geworden, da keinerlei 
Information und Hinweis seitens der Netzbetreiber erfolgte.  

Lösung:  

Aus diesem Grund schlägt der Fachverband Biogas e.V. eine verpflichtende Information mit 
Hilfe im Vorhinein festgelegter Email-Adressen und/oder SMS-Nummern vor.  

 

Zu § 11 Abs. 3 Unterrichtung und Nachweise über Einspeisemanagement 

Problem:  

Die Netzbetreiber müssen die von Maßnahmen nach Absatz 1 Betroffenen unverzüglich über 
die tatsächlichen Zeitpunkte, den jeweiligen Umfang, die Dauer und die Gründe der Abregelung 
unterrichten und auf Verlangen innerhalb von vier Wochen  Nachweise über die Erforderlichkeit 
der Maßnahme vorlegen. In der bisherigen Praxis des EEG 2009 war die Bereitstellung der 
Information, wenn überhaupt verfügbar, nur mit mangelhaften Details versehen. Hier muss wie 
bereits unter § 11 Abs. 2 erörtert, eine klare Definition der Begrifflichkeiten „unverzüglich“, 
“unterrichten“ und „Nachweise über die Erforderlichkeit der Maßnahme“ erfolgen. 

Lösung:  

Es bedarf eines klaren Hinweises, in welcher Form die Unterrichtung erfolgt. Der bisherige 
Weg, über die Webseite kann als nicht zielführend und praxistauglich eingestuft werden. Die 
Benachrichtigung hat auch per E-Mail und SMS zu erfolgen. 
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Zu § 11 Abs. 1 Nr. 2: Einspeisemanagement  

Aushebelung des Regelungsvorrangs von Strom aus Erneuerbaren Energien 

Problem: 

Nach § 11 Abs. 1 Ziff. 2 Entwurf EEG 2012 müssen Anlagen, die für die Sicherheit und 
Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungsnetzes eine Bedeutung haben, erst nach Anlagen, 
die Strom aus Erneuerbaren Energien einspeisen, geregelt werden. Diese Regelung bringt für 
die fossilen Energiewirtschaft und die Atomwirtschaft die Chance, Atomstrom und Strom aus 
Kohlekraftwerken vorrangig zu transportieren. Dies würde bedeuten, dass Biogasanlagen und 
andere Biomasseanlagen, die in hohem Maße zur Systemstabilität beitragen können, 
abgeschalteten werden, während der Strom aus Atomkraftwerken und Kohlekraftwerken 
weiterhin transportiert wird. Aus ökologischen, wirtschaftlichen und klimapolitischen Gründen ist 
diese weitere Subventionierung des Atomstroms und des Kohlestroms aus Erneuerbare 
Energien nicht akzeptabel.  

Lösung: 

Der Vorrang für fossile und atomare Einspeisung ist auf Fälle zu begrenzen, bei denen die 
Systemstabilität nicht durch die Einspeisung von Erneuerbaren Energien gewährleistet werden 
kann. Netzbetreiber sind zu verpflichten, die Stabilität und die Zuverlässigkeit des 
Stromversorgungssystems durch Erneuerbare Energien sicherzustellen.  

 

Zu § 11 Einspeisemanagement: Kostentragung und Abrufung Einspeisewerte 

Problem: 

Im Rahmen des EEG 2009 haben verschiedene Netzbetreiber von Anlagenbetreibern 
Auslesesysteme gefordert, die sehr hohe Auslesekosten verursachen. Obgleich das EEG 2009 
bestimmt, dass die Anlagenbetreiber die Werte nur bereitstellen müssen und der Netzbetreiber 
diese abrufen muss, haben diese Netzbetreiber die Anlagenbetreiber in eine Kostenübernahme 
gezwungen.   

Lösung: 

Es ist klarzustellen, dass der Netzbetreiber die Kosten für die Abrufung der Einspeisewerte 
trägt.  

Nur durch eine solche Kostentragung lässt sich eine Kostenoptimierung erreichen. Ansonsten 
wird der Netzbetreiber wie im Rahmen des EEG 2009 völlig überzogene Forderungen stellen. 
Mit einer solchen Kostentragungsregel werden auch die Systemgrenzen reflektiert. Der 
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Anlagenbetreiber trägt die Kosten der Bereitstellung und der Netzbetreiber die Kosten der 
Abrufung. Darüber hinaus kann für eine solche Kostentragung zum einen angeführt werden, 
dass die Übermittlung der Daten der Netzsteuerung und damit einer Aufgabe des 
Netzbetreibers dient. Zum anderen wurde das Einspeisemanagement vor allem aufgrund des 
fehlenden Netzausbaus notwendig.  

 

Zu § 11 Abs. 1 Satz 2 Einspeisemanagement 

In diesem Abschnitt wird eine nachrangige Abregelung von Photovoltaik-Anlagen (PV) bis 
100 kW festgelegt.  

Problem: 

Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass bei starker Sonneneinstrahlung und überlasteten 
Netzen (auch im Winter bei Sonnenschein!) andere Erneuerbare Energien, darunter auch 
Biogas, vorrangig, PV-Anlagen aber zuletzt vom Netz genommen würden. Speziell die Anlagen, 
die im Verhältnis zu verstärkten Netzüberlastungen führen (PV), sollen nach dem EEG 
Referentenentwurf zukünftig nachrangig, d.h. zuletzt, abgeschaltet werden.  

Lösung: 

Biogasanlagen müssen nachrangig vom Netz genommen werden oder zumindest die bisherige 
Gleichberechtigung erhalten. Aktuell werden Biogasanlagen im Dauerbetrieb gefahren und 
beliefern Wärmeabnehmer mit der benötigten Wärme. Mindestens aber wird die für die 
Aufrechterhaltung des biologischen Prozesses notwendige Fermenterheizung über die Wärme 
des BHKW realisiert. Bei einer Abregelung muss die erforderliche Wärme alternativ 
bereitgestellt werden, was zusätzlichen Aufwendungen bedarf, während dies bei PV-Anlagen 
nicht der Fall ist. Darüber hinaus sind bis zur Entstehung des Biogases bereits Rohstoffe unter 
Energie- und Kostenaufwand verwendet worden. Bei einer Abschaltung der Biogasanlage wird 
nach Überschreiten der Gaslagerkapazität das Abfackeln des Biogases notwendig. Dies ist 
volkswirtschaftlich und unter Klimaschutzaspekten nicht akzeptabel, solange noch EE-Anlagen 
am Netz sind, denen keine laufenden Erzeugungskosten entstehen (Grenzerzeugungskosten = 
0).  

 

Zu § 11 Abs. 2 und § 12 Abs. 1: Einspeisemanagement 

Positiv zu bewerten ist die Verpflichtung der Netzbetreiber, dem Betreiber spätestens am Vortag 
mitzuteilen, dass eine Regelung vorgesehen ist. Die Festlegung einer Entschädigung im Falle 
einer Abschaltung nach EnWG ist absolut richtig und notwendig, auch im Hinblick der 
Aufrechterhaltung des Drucks zum Stromnetzausbau. 
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Zu § 11 Abs. 3 Einspeisemanagement: Nachweispflicht 

Problem: 

In § 11 Abs. 3 EEG Entwurf 2012 ist bestimmt, dass Netzbetreiber Nachweise über die 
Berechtigung der Abschaltung „vorzulegen“ hat. In der Praxis hat dies dazu geführt, dass die 
Netzbetreiber keine Nachweise übersandt haben, sondern den Anlagenbetreiber angeboten 
haben, die Gründe für die Abschaltung in der bis zu 200 Kilometer entfernt gelegenen 
Netzzentrale darzulegen. Durch eine solche Praxis läuft das Nachweisrecht leer.  

Lösung: 

In § 11 Abs. 3 EEG 2012 ist aufzunehmen, dass die Unterlagen kostenfrei zu übersenden sind. 
Dies ist sachgerecht, da der Netzbetreiber gegen seine Abnahmeverpflichtung verstoßen hat.  

 

Zu § 16 Vergütungsanspruch: 

Problem: 

Nach § 16 Abs. 1 Satz 3 EEG 2012 sind auf die zu erwartenden Zahlungen monatliche 
Abschläge in angemessenem Umfang zu leisten. Der Begriff der Angemessenheit ist ein 
unbestimmter Rechtsbegriff, der zur Vorbeugung von Streitigkeiten zwischen dem Betreiber 
und dem EVU der Konkretisierung bedarf. Zudem fehlt es an einer Regelung zur Fälligkeit. 

Lösung: 

Um dieses Konfliktpotenzial zu verringern, ist eine Konkretisierung des Begriffes der 
„Angemessenheit“ vorzunehmen. Der Begriff muss auch im Hinblick auf die Höhe festgelegt 
werden. Diesbezüglich hat sich die Konkretisierung an der jeweils eingespeisten Strommenge 
unter Berücksichtigung der vom Betreiber übermittelten Angaben der eingesetzten Stoffe zu 
orientieren. Des Weiteren ist ein bestimmtes kalendermäßig bestimmbares Datum der Fälligkeit 
zu normieren. 

Dem entsprechend ist § 16 Abs. 1 nach Satz 3 folgendermaßen zu ergänzen:  

Die Abschläge nach Satz 3 sind angemessen, wenn sie im Wesentlichen der jeweils 
eingespeisten Strommenge unter Berücksichtigung der vom Betreiber übermittelten 
Angaben der eingesetzten Stoffe entsprechen. Die Abschläge für den Vormonat müssen 
am 15. (Werk-)Tag des Folgemonats auf dem Konto des Anlagenbetreibers 
eingegangen sein. 

 



Fachverband Biogas e.V. 

Angerbrunnenstraße 12 

85356 Freising 

Telefon  +49(0)81 61/98 46 60 

Telefax  +49(0)81 61/98 46 70 

E-Mail  info@biogas.org 

 

 
 

Seite 14 von 37 

Zu § 17 Abs. 1 Nr. 5: Verringerung des Vergütungsanspruchs 

Problem: 

Soweit es sich bei Anlagen, die zur Erfüllung der Vorbildfunktion öffentlicher Gebäude auf 
Grund einer landesrechtlichen Regelung nach § 3 Abs. 4 Nr. 1 EEWärmeG dienen, um KWK-
Anlagen handelt, würde diesen durch eine Absenkung der Vergütung auf den energieträger-
spezifischen Referenzmarktwert die wirtschaftliche Grundlage entzogen.  

Lösung: 

Die Vorschrift ist auf Anlagen einzugrenzen, die nicht in KWK betrieben werden. Ansonsten 
würden bspw. Biomethan-BHKW und Biogas-Satelliten-BHKW zur Pflichterfüllung nach 
EEWärmeG verhindert und der Nutzung von Biomethan zur ineffizienten alleinigen 
Wärmeerzeugung Vorschub geleistet. Die im Entwurf vorgeschlagene Verringerung der 
Vergütung für die KWK-Nutzung würde  zu einer Bevorteilung der reinen Wärmeerzeugung aus 
Biomethan führen und ist im Hinblick auf die angestrebte Effizienzverbesserung der 
Biogasnutzung in keiner Weise nachvollziehbar und läuft den bisherigen Bestrebungen und 
Äußerungen des BMU entgegen! 

 

Zu § 17 Abs. 2: Verringerung der Vergütung bei fehlerhafter Wechselmeldung 

und § 33f Abs. 3: Verringerung der Vergütung bei fehlerhafter Meldung der anteiligen 
Direktvermarktung 

Problem: 

Eine Bestrafung einer Anlage nach einer fehlerhaften Wechselmeldung aus der 
Direktvermarktung in die EEG-Vergütung bzw. fehlerhaften Meldung der anteiligen 
Direktvermarktung mit der Verringerung der Vergütung über einen Zeitraum von vier Monaten 
ist nicht sachgerecht und stellt für die Direktvermarktung ein großes Risiko dar. Die Ummeldung 
einer Anlage über ein automatisiertes Verfahren wird regelmäßig nicht vom Anlagenbetreiber 
selbst durchgeführt werden können, sondern vom Vermarktungspartner übernommen. Zur 
Absicherung des Risikos wird der Anlagenbetreiber vom Vermarktungspartner eine Bürgschaft 
in Höhe der zu erwartenden Vergütungsdifferenz fordern müssen, da eine entsprechende 
Vergütungsabsenkung regelmäßig eine Insolvenz des Anlagenbetreibers zur Folge haben 
würde. 

In § 17 Abs. 2 ist zudem von „dem Monat, für den keine Meldung vorliegt“ die Rede. Wie soll 
ein Wechsel erfolgen, wenn keine Meldung vorliegt? Impliziert die Formulierung, dass für jeden 
Monat eine Meldung erfolgen muss, auch wenn kein Wechsel erfolgt, oder ist damit eine 
fehlerhafte Meldung gemeint? 
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Lösung: 

Die Verringerung der Vergütung muss auf den Kalendermonat, für den eine fehlerhafte Meldung 
vorliegt, begrenzt werden. 

 

Zu § 20 Abs. 2 Nr. 4 Absenkung von Vergütungen und Boni 

Auch der Referentenentwurf sieht wie das EEG 2009 eine Degression auf die Grundvergütung 
sowie einige Boni (Integration in die Grundvergütung: KWK-Bonus, Luftreinhaltungsbonus) vor. 

Problem: 

Positiv zu sehen ist, dass keine Degression auf die Vergütung der Rohstoffklassen I und II 
vorgesehen ist, da die Rohstoffpreise nicht sinken. Die Erhöhung der Degression bei der 
Grundvergütung, der Vergütung von Bioabfallvergärungsanlagen sowie des Technologiebonus 
für die Biomethaneinspeisung von 1,0 auf 2,0 Prozent ist, insbesondere vor dem Hintergrund 
eines im EEG fehlenden Inflationsausgleichs, nicht nachvollziehbar. Es sollten unbedingt die 
Inflation sowie steigende technische und bauliche sicherheitstechnische Anforderungen an den 
Anlagenbau berücksichtigt werden. Diese überlagern etwaige Kostendegressionseffekte durch 
technischen Fortschritt.  

Lösung: 

Angesichts der regelmäßigen Novellierung des Gesetzes sowie der oben angesprochenen 
Argumente ist eine Degression nicht notwendig. Ein Wegfall der Degression mindert den Effekt 
der „Jahres-End- Rallye“, bei der versucht wird, die neuen Anlagen unbedingt noch im alten 
Jahr vor der Vergütungsreduzierung in Betrieb zu nehmen, mit all ihren negativen 
Nebeneffekten (hektische Planungsphase, fehlerhafter Anlagenbau, Kostensteigerung durch 
„Knappheit“).  

 

Zu § 27 Abs. 1 und 2 Grundvergütung und Rohstoffklassen 

Im Referentenentwurf werden die Grundvergütung neu gestaltet und so genannte Rohstoff-
klassen eingeführt, die das alte Bonisystem ablösen. Im EEG 2009 war bei einer 
Bemessungsleistung von 500 kW eine Degressionsstufe beim Bonus für nachwachsende 
Rohstoffe (NawaRo-Bonus) eingefügt. Diese entfällt in Bezug auf die Rohstoffvergütung im 
Referentenentwurf vollständig. Die Vergütung erfolgt auf der gleichen Höhe durchgängig bis 
5 MW. Die Vergütung der Rohstoffklasse I ist mit 6,0 ct/kWh zu niedrig angesetzt. Der Einsatz 
der in Bezug auf die Nährstoffverwertung, Flächenertragsleistung und 
Treibhausgaseinsparungen hocheffizienten und damit vorteilhaften Pflanze Mais verursacht bei 
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einem Maissilagepreis von 31 Euro/t Frischmasse (FM) frei Biogasanlage (BGA) Kosten in 
Höhe von 7 Cent pro Kilowattstunde (Stromertrag 440 kWh/t FM). Stellt man diesen 31 €/t FM 
die aktuellen realen Marktpreise in Höhe von 38 €/t FM gegenüber, wird klar ersichtlich, dass 
schon selbst die 7 ct/kWh bei der vorzüglichsten Pflanze Mais der Rohstoffklasse I nicht 
auskömmlich ist. 

     7 Cent rückgerechnet   reale Kosten aktuell 

Maispreis frei Halm:    21 €/t FM   28 €/t FM 

Erntekosten:        6 €/t FM     6 €/tFM 

Kosten Silolagerung u. Einbringung in BGA:  4 €/t FM     4 €/t FM 

Maissilagepreis in der BGA (frei BGA): 31 €/t FM    38 /t FM 

 

Alle anderen Energiepflanzen (z.B. Roggenganzpflanzensilage, Gras) verursachen im 
Verhältnis höhere Kosten, da sie bei höherem Aufwand weniger Biomasse pro Hektar bilden. 
Einen ähnlich hohen Biomasseertrag wie Mais erreicht die Zuckerrübe, die für die Biogas-
nutzung immer interessanter wird. Bei der Zuckerrübe werden allerdings Mehrkosten gegenüber 
Mais durch den Reinigungsaufwand und die schwierigere Konservierung und Lagerung 
verursacht.  

Der starke Biogaszubau in 2009 (1.093 Neuanlagen) ist nicht in erster Linie auf die Höhe der 
EEG-Vergütungen zurückzuführen, sondern auf das sehr stark gesunkene Agrarpreisniveau 
(Maissilagepreis 2009 frei BGA = 27 €/t FM). In den Jahren 2007 und 2008 lag der 
Maissilagepreis frei Biogasanlage bei 35 bis 40 €/t FM. Zur letzten Ernte (Stand Oktober 2010) 
betrug der Maissilagepreis frei Biogasanlage zwischen 34 und 36 €/t FM. Dies zeigt, dass die 
Vergütung der Rohstoffklasse I mit 6 Ct/kWh nicht richtig und ausreichend bemessen ist bzw. 
bei weiterhin hohen Agrarpreisen den Zubau an Biogasanlagen stark reduzieren wird. 

Problem: 

Durch diese einseitige Vergütungs-Umstrukturierung bei gleichzeitiger Abschaffung des 
Güllebonus würde vor allem die Vergütung im kleinen bis mittleren Leistungsbereich gekürzt, 
während Großanlagen bis 5 MW von angehobenen Vergütungen profitierten. Bei der Vor-Ort-
Verstromung ist dieser Aspekt kritisch zu sehen, da neu entstehende Großanlagen, den 
vorhandenen Anlagen, aufgrund der höheren Vergütung, überlegen sind und somit eine 
notwendige Gleichbehandlung nicht gewährleistet werden kann. Auch die Bevölkerung steht 
Großanlagen kritisch gegenüber. Großanlagen sollten nur dort entstehen, wo sie in die 
bestehende (landwirtschaftliche) Struktur passen. Im Bereich der Gasausspeisung führt diese 
Anhebung höchstwahrscheinlich zur Erschließung zusätzlicher Biomethan-BHKW, was 
durchaus positiv zu bewerten ist. 
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Gleichwohl erscheint die Definition der Stoffe in den einzelnen Rohstoffklassen noch nicht zu 
Ende gedacht. Da Frischmasse als Bezugsgröße festgelegt wurde, müsste auf anderem Weg 
sichergestellt werden, dass Substrate mit höherer Vergütung nicht auf irgendeine Weise 
gewichtsmanipuliert werden (z. B. Gewichtserhöhung durch Zugabe von Wasser). Auf der 
anderen Seite gibt es Probleme, wenn Substrate mit niedriger Vergütung einen höheren 
Gasertrag als den festgestellten aufweisen. 

Insgesamt sind die Vergütungssätze der Rohstoffklassen I und II um mindestens 1 Cent/kWh zu 
niedrig angesetzt. Eine Vergütung von Strom aus Gülle über die Rohstoffklasse II mit 8 ct/kWh 
ist in keinster Weise kostendeckend und führt zu keinerlei Anreize und Impulse, die 
vorhandenen Potentiale bei tierischen Exkrementen zu heben. Im Verhältnis zum bisherigen 
Güllebonus im EEG 2009 verringert sich die Güllevergütung um den Faktor 8. Das politisch 
gewollte Ziel der Kaskadennutzung, zu der die Güllevergärung zählt, wird somit nicht erreicht 
werden können. Aufgrund der Vergütungsausgestaltung würde ab 01.01.2012 jede Neuanlage 
gezwungen sein, Gülle möglichst nicht einzusetzen. 

Lösung: 

Grundsätzlich ist eine Größendegression im Bereich der Vor-Ort-Verstromung nötig, um stand-
ortangepasste Biogasanlagen zu ermöglichen und den Kostendegressionseffekten Rechnung 
zu tragen. Zielführend ist in diesem Zusammenhang die Einführung einer neuen optionalen 
Größenklasse bei 50 kW, die nur bei überwiegendem (> 50 Masse-%) Gülleeinsatz oder bei 
einer Nutzung von 80 % der anfallenden Wärme Gültigkeit (17,7 ct/kWh bis 50 kW) haben sollte 
(siehe Tabelle Grundvergütung). Ab einer Bemessungsleistung von größer 50 kWel. würde bis 
zur bisherigen Schwelle von 150 kW eine Grundvergütung in Höhe von 13,5 ct/kWh gewährt. 
Dies gilt grundsätzlich für alle Anlagen, die nicht die Kriterien der neuen Schwelle bei 50 kWel. 
(>50 Masse-% oder 80 % Wärmenutzung) einhalten.  

Bemessungsleistung in kW Grund-
vergütung 

0 bis 50a) 17,7 

0 bis 150 bzw. 51 bis 150 kWa) 13,5 

151 bis 500 11,5 

501 bis 2.000 10,2 

2.001 bis 20.000 6 
a) Anlagen, die mindestens 50 Masse-% Gülle einsetzen oder Biomethan-BHKWs, die mindestens 80 % der externen 
Wärme nutzen, erhalten bis zu einer Bemessungsleistung von 50 kW die angegebene höhere Grundvergütung 

Dieser Schritt ist aber noch nicht ausreichend, dezentrale Anlagen mit flüssiger Gülle zu er-
möglichen. Bei hohen Anteilen flüssiger Gülle steigen die Anlagenkosten überproportional an, 
da die notwendigen Behältervolumina ebenfalls stark steigen. Damit erhöhen sich die In-
vestitionskosten. Deshalb ist es erforderlich, eine dritte Rohstoffklasse einzuführen, in die 
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flüssige Gülle (entspricht Gülle im Sinne von § 2 Satz 1 Nr. 4 des DüngeG, in der Fassung vom 
09.01.2009) eingeordnet wird. Für diese Rohstoffklasse schlägt der Fachverband Biogas eine 
Vergütung von 14 ct/kWh bis 500 kW vor.  

Weiterhin sollte die Rohstoffliste in der BiomasseV umgestaltet werden, um 
Ungleichbehandlungen möglichst auszuschließen. Aus landwirtschaftlicher Sicht sollten 
Futterrübenblatt, Zuckerrübenblatt und Kartoffelkraut der Rohstoffklasse I zugeordnet werden, 
da es sich hier nicht um Abfälle, sondern um unverarbeitete Pflanzenbestandteile handelt. In 
diesem Sinne sollte Hühnertrockenkot ebenfalls in die Rohstoffklasse I eingeordnet werden. Alle 
Sorten an Mist (Hühnermist, Rindermist, Schafmist, Pferdemist) sollten gleich behandelt werden 
und aufgrund des Strohanteils Rohstoffklasse II zugeordnet werden. Flüssige Gülle wiederum 
fällt in die einzuführende Rohstoffklasse III. Eine Auswertung der aktuellen Substratpreise bzw. 
Kalkulationen bezüglich der notwendigen Vergütungen diverser Substrate haben gezeigt, dass 
die Vergütungen für die Rohstoffklassen I und II um jeweils 1 ct/kWh angehoben werden 
müssen. Andernfalls ist eine kostendeckende Vergütung nicht zu gewährleisten. 

 

Folgende Rohstoffklassendefinition schlägt der Fachverband Biogas e.V. vor: 

Bemessungsleistung in kW 

Rohstoffver-
gütung 0 

Rohstoffver-
gütung 1 

Rohstoffver-
gütung 2 

Rohstoffver-
gütung 3 

0 bis 50 0 7 9 14 

0 bis 150 bzw. 51 bis 150 kW 0 7 9 14 

151 bis 500 0 7 9 14 

501 bis 2.000 0 5 bzw. 7 7 bzw 9 9 bzw. 14 

2.001 bis 20.000 0 0 0 0 
 
Rohstoffklasse 0 = biogene Reststoffe (z.B. pflanzliche Reststoffe), die keine tierische Bestandteile enthalten, wie z.B. Schlempe, 
Melasse, etc. 
 
Rohstoffklasse 1 = Energiepflanzen, wie z.B. Mais, Getreide-GPS, etc. 
 
Rohstoffklasse 2 = Ökologisch wertvolle Stoffe, wie z.B. Wildpflanzen, Kleegras, Rindermist, etc. 
 
Rohstoffklasse 3 = flüssige Gülle, z.B. unseparierte Schweine- und Rindergülle 

 

Weitere Erläuterungen: Grundvergütung erhalten alle Anlagen, die Strom aus Biomasse im 
Sinne der Biomasseverordnung einsetzen. Die spezielle Rohstoffvergütung (Rohstofflisten) 
können nur Anlagen in Anspruch nehmen, die ausschließlich Einsatzstoffe aus den Klassen 0 
bis 3 einsetzen; Anlagen, die Stoffe einsetzen, die tierische Bestandteile enthalten, erhalten für 
alle eingesetzten Substrate ausschließlich die Grundvergütung, dürfen aber Substrate aus den 
Rohstoffklassen 0 bis 3 einsetzen.  
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Unklar erscheint auch die Unterscheidung verschiedener Gräser in Rohstoffliste I. Für 
Weidelgras und Ackergras sollten gleiche Gaserträge festgelegt werden. Gänzlich offen bleibt 
der Umgang mit ökologisch vorteilhaften Mischkulturen aus einer Pflanzenart aus 
Rohstoffklasse I und einer aus Rohstoffklasse II. Diese werden gemeinsam geerntet, so dass 
keine mengenmäßige Unterteilung möglich ist. Denkbar wäre eine grundsätzliche Einstufung 
von ökologisch tragfähigen Mischkulturen in die Rohstoffliste II. Dieses Material als sonstige 
NawaRo mit 50 m³/t FM zu belegen, wäre eine unsachgemäße Behandlung und würde die 
ökologischen Ansätze der Rohstofflisten konterkarieren. Hier sollte festgelegt werden, dass 
Umweltgutachter hier auf Basis von Berechnungen anhand von Bestandsbeurteilungen 
entsprechende Mischstandardgaserträge ermitteln können. Die vom Fachverband Biogas e.V. 
ergänzte bzw. überarbeiteten Rohstofflisten (Anlage1) sind im Anhang dieser Stellungnahme zu 
finden.  

 

Zu § 27 Abs. 3.  Nr. 1 b: Mindestanforderung Wärmenutzung 

Problem: 

Grundsätzlich ist der Anreiz, mehr Wärme einer sinnvollen Nutzung zuzuführen, positiv. Die mit 
dem Referentenentwurf vorgeschlagene Bruttowärmequote von 60 % bzw. die 
Nettowärmequote von 35 % nach Abzug der 25 % Wärme für die Fermenterbeheizung sind 
nach Einschätzung aller Experten nicht praktikabel, da im Jahresmittel wesentlich zu hoch. Die 
35 %-Quote und die Konsequenz, dass innerhalb der ersten fünf Jahre die Grundvergütung 
komplett wegfallen würde, wenn diese 35 % nicht eingehalten werden können, werden zum KO-
Kriterium für jedes Biogasprojekt, das einer Bankfinanzierung bedarf. Banken würden sich nicht 
mehr auf die Finanzierung von Biogasanlagen einlassen, da auch in den ersten fünf Jahren ein 
oder mehrere Wärmeabnehmer (z.B. Insolvenz eines Industriebetriebs, der Wärme 
abgenommen hat oder milde Winter, etc.) wegfallen können, so dass die 35 % unterschritten 
und die Vergütungsvoraussetzung nicht mehr erfüllt würden. Daran ändert auch der 
abweichende Wert von 25 % im ersten Jahr nichts. Die minimal erforderlichen 25 % 
Wärmeabsatz im ersten Betriebsjahr reichen häufig nicht zur Entwicklung von Wärmenetzen 
und anderen positiv belegten Wärmenutzungen aus. Gegen dieses Risiko kann sich der 
Anlagenbetreiber in aller Regel nicht absichern und wird darüber hinaus erpressbar in Richtung 
der Wärmekunden und Wärmepreise. Im Spezialfall der Abfallvergärungsanlagen erhöht sich 
der Anteil der Prozesswärme (Hygienisierung, Sterilisation usw.) auf bis zu 50 % und mehr der 
ausgekoppelten Wärme. Die vorgeschlagenen 35 % Wärmequote (60 % - 25 %) lassen sich 
somit nicht auf alle Anlagentypen, Anlagensysteme und Einsatzstoffe (wie z.B. verstärkte 
Güllenutzung) übertragen. Die feste Vorgabe von 25 % Prozesswärme für die 
Fermenterbeheizung kann bei Anlagen mit geringeren Prozesswärmeanteilen zu 
missbräuchlichen Auslegungen und Fehlanreizen führen. Gleiches gilt für die Gestaltung des 
Eigenverbrauchs und der daraus resultierenden verfügbaren Wärmemenge durch technische 
Modifikationen an BHKW- und Fermentertechnik. In Anbetracht der wachsenden Netzengpässe 
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im Stromnetz und den daraus resultierenden Abregelungen (siehe §§ 11 und 12) ist eine 
Wärmequote mit 35 %, auch unter Berücksichtigung, der als positiv bewerteten 
Wärmenutzungen (Anlage 2), nicht realisierbar. 

Die Einführung einer festen Quote wie im Referentenentwurf vorgesehen, geht den falschen 
Weg, da hier nur die Erreichung der Mindestwärmenutzung (Quote) angereizt wird, nicht aber 
eine sinnvolle, effiziente und an dem Wärmemarkt angelehnte Wärmenutzung. Der bisherige 
KWK-Bonus hatte auch den Vorteil, dass nicht KWK-Bonusfähige Wärmenutzungen nicht zum 
Verlust der gesamten Grundvergütung geführt haben. 

Lösung: 

Der Fachverband Biogas e.V. lehnt daher eine Abschaffung des KWK-Bonus, wie im 
Referentenentwurf vorgeschlagen, entschieden ab und plädiert für eine Anpassung der 
bestehenden Vorgaben in Richtung einer Mindestwärmenutzung zur Gewährung des KWK-
Bonus, wenn eine Nutzung von mindestens 30 % der nach der Fermenterheizung nutzbaren 
Wärme erfolgt. 

Der KWK-Bonus des EEG 2009 hat sich bewährt. Er reizt die Wärmenutzung gemäß der 
Positivlisten an und belohnt denjenigen, der viel Wärme nutzt. Missbräuchliche 
Wärmenutzungen müssen sowohl bei einem KWK-Bonus wie auch bei einer 
Mindestnutzungspflicht über eine Positiv/Negativ-Liste und Umweltgutachter verhindert werden. 
Auch hinsichtlich Messung und Nachweis stellt eine Mindestnutzungspflicht keine 
Vereinfachung dar.  

 

Zu § 27 Abs. 4 Nr. 1 Anteil an Mais und Getreidekörnern maximal 60 % energetisch  

Weiterhin soll geregelt werden, dass nur Vergütungen im Sinne des EEG zu zahlen sind, wenn 
maximal 60 %, bezogen auf den Energiegehalt, Mais und Getreidekörner eingesetzt werden.  

 

Problem: 

Dieser Eingriff in den Substratmix ist aus fachlicher Sicht kaum zu begründen, da damit die 
effektivste Pflanze vor dem Hintergrund knapper Flächen unnötig begrenzt würde. Wenn die 
Ansicht besteht, dass zu viel Mais angebaut wird, was aber nur in wenigen Regionen der Fall 
ist, sollte das im landwirtschaftlichen Fachrecht geregelt werden. 

Der Energiebezug beim zugelassenen Anteil von Mais und Getreidekorn hat noch einen 
weiteren negativen Effekt: Anlagen, die größere Anteile an Gülle einsetzen, bekommen hier 
aufgrund des niedrigen Energiegehalts ein zusätzliches Problem. Maximal 60 % Mais 
energetisch bedeutet maximal 20 % massebezogen. Solche Anlagen wären in keinem Fall 
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wirtschaftlich zu betreiben, da wie oben bereits angeführt, die Rohstoffklasse II bei weitem nicht 
ausreichend ist.  

Lösung: 

Grundsätzlich sollte der Biomasseanbau über das landwirtschaftliche Fachrecht geregelt 
werden. Wenn eine Anforderung in dieser Richtung trotzdem ins EEG integriert würde, sollte auf 
jeden Fall ein massebezogener Ansatz gewählt werden, um energiearme Substrate nicht 
zusätzlich zu benachteiligen. Darunter fallen neben der Gülle auch 
Landschaftspflegematerialien. 

 

Zu § 27a: Vergärung von Bioabfällen 

Problem: 

Der künstliche Eingriff durch die Erhöhung der Vergütung für Strom aus neu zu errichtenden 
Bioabfallvergärungsanlagen würde zum Preisverfall bei den Entsorgungserlösen und damit zu 
sehr großen Marktverzerrungen führen. Dieser zu erwartende Einbruch der Erlöse für die 
Verwertung von Bioabfall würde für viele der etwa 800 bestehenden 
Bioabfallvergärungsanlagen die Insolvenz bedeuten, da sie die Einsatzstoffe nicht mehr zu den 
Preisen erhalten, die sie für eine fachgerechte Verarbeitung dieser Stoffe benötigen. Dies ist 
unbedingt zu vermeiden. Jegliche Änderungen im Bereich der Abfallvergärungsanlagen müssen 
allen Anlagenbetreibern (Alt- und Neuanlagen) zugestanden werden, um Chancengleichheit zu 
gewährleisten. Eine reine Umverteilung von Altanlagen zu Neuanlagen darf nicht erfolgen. Der 
Fachverband Biogas e.V. weist an dieser Stelle auch nochmal ausdrücklich daraufhin, dass die 
noch bestehenden Potentiale im Bereich der Bioabfälle bis auf wenige Stoffe und Mengen 
bereits in den bestehenden Abfallvergärungsanlagen zum Einsatz kommen. Es steht vielmehr 
zu befürchten, dass durch die Vergütungserhöhung Abfallstoffe aus anderen Ländern den Weg 
nach Deutschland finden und zu weiteren Nährstoffüberschüssen und Folgeproblemen führen. 
Nicht unkritisch werden in Fachkreisen auch die Nachrotte und die dabei freigesetzten 
Methanemissionen bewertet.  

Lösung: 

Der Fachverband Biogas hält die ersatzlose Streichung von § 27a für erforderlich, um 
Überförderung und Mitnahmeeffekte sowie die Gefährdung der bestehenden Abfall-
Biogasanlagen zu vermeiden. 

Die vergütungsmäßige Besserstellung von neuen Biogasanlagen, die Abfälle vergären, beraubt 
ohne Not bestehende - auf die Vergärung von Abfällen spezialisierte - Biogasanlagen ihrer 
Rohstoffbasis. Eine überhöhte Vergütung für Strom aus der Vergärung von Abfallstoffen würde 
Mitnahmeeffekte in der Abfallwirtschaft erzeugen. Die EEG-Umlage würde unnötig erhöht, ohne 
nennenswerte Mengen an bisher nicht vergorenen Reststoffen in Biogasanlagen zu lenken, da 
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diese Stoffströme bereits erschlossen sind. Aus diesem Grund sollte die zusätzliche 
Vergütungsklasse für Bioabfallvergärungsanlagen gestrichen werden, da bereits die erhöhte 
Grundvergütung eine Besserstellung zu dem derzeit gültigem EEG 2009 bedeutet und die 
bislang ungenutzten Bioabfälle in Biogasanlagen lenken wird.  

 

Der Fachverband Biogas schlägt  daher folgende Vergütungssystematik vor: 

Bemessungsleistung in kW 

Grund-
vergütu

ng 

Roh-
stoffver-
gütung 

0 

Roh-
stoffver-
gütung 

1 

Roh-
stoffver-
gütung 2 

Roh-
stoffver-
gütung 3 

KWK-
Bonus 

Gasein-
spei-
sungb) 

0 bis 50a) 17,7 0 7 9 14 3 

4/2/1 

0 bis 150 bzw. 51 bis 150 
kWa) 13,5 0 7 9 14 3 

151 bis 500 11,5 0 7 9 14 3 

501 bis 2.000 10,2 0 5 bzw. 
7c) 7 bzw 9c) 9 bzw. 

14c) 3 

2.001 bis 20.000 6 0 0 0 0 0 

Grundvergütung erhalten alle Anlagen, die Strom aus Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung einsetzen 

0 = biogene Reststoffe (z.B. pflanzliche Reststoffe), die keine tierische Bestandteile enthalten, wie z.B. 
Schlempe, Melasse, etc. 

1 = Energiepflanzen, wie z.B. Mais, Getreide-GPS, etc. 

2 = Ökologisch wertvolle Stoffe, wie z.B. Wildpflanzen, Kleegras, Rindermist, etc. 

3 = flüssige Gülle, z.B. unseparierte Schweine- und Rindergülle 

die spezielle Rohstoffvergütung können nur Anlagen in Anspruch nehmen, die ausschließlich Einsatzstoffe aus 
den Klassen 0 bis 3 einsetzen; Anlagen, die Stoffe einsetzen, die tierische Bestandteile enthalten können, 
erhalten für alle eingesetzten Substrate ausschließlich die Grundvergütung, dürfen aber Substrate aus den 
Rohstoffklassen 0 bis 3 einsetzen 
 

a) Anlagen, die mindestens 50 Masse-% Gülle einsetzen oder Biomethan-BHKWs, die mindestens  80 % 
der externen Wärme nutzen, erhalten bis zu einer Bemessungsleistung von 50 kW die angegebene 
höhere Grundvergütung 

b) 4 Cent bis einschließlich 175 Nm³/h, 2 Cent bis 350 Nm³/h, 1 Cent bis 700 Nm³/h; anteilige Vergütung 

nach der gängigen EEG-Systematik 

c) Biomethan-BHKWs erhalten bis zu einer Bemessungsleistung von 2 MW einheitliche Vergütungen 
ohne Größendegression 
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Zu § 27b Abs. 1: Gemeinsame Vorschriften für gasförmige Energieträger 

 

Problem: 

Für die Einführung eines Massenbilanzsystems sprechen gute Gründe. Die Einführung eines 

Massenbilanzsystems bedeutet allerdings das Ende etablierter Handelsstrukturen. Darüber 

hinaus erschwert und verteuert ein Massenbilanzsystem sowohl den Biomethantransport als 

auch den Biomethanhandel. Höchst fraglich ist außerdem, ob sich im Rahmen eines 

Massenbilanzsystems ein liquider Handelsmarkt für Biomethan entwickeln kann.  

Mit dem Entwurf wird zudem beabsichtigt, das Massenbilanzsystem auch rückwirkend 

einzuführen. Die rückwirkende Einführung eines Massenbilanzsystems ist mit dem besonderen 

Investitions- und Vertrauensschutz des EEG unvereinbar. Mangels Nachfrage haben fast alle 

Marktakteure das eingespeiste Biogas im Vertrauen auf das EEG 2009 als Erdgas verkauft, um 

mittels der zurückgehaltenen Einspeisenachweise zu einem späteren Zeitpunkt Erdgas als 

Biomasse zu nutzen. Diese Einspeisenachweise würden mit der Einführung eines 

Massenbilanzsystems wertlos. Damit würde das Vertrauen in das EEG erheblich erschüttert. 

Zudem stünde zu befürchten, dass die Mehrzahl der Marktteilnehmer aufgrund des finanziellen 

Verlustes aus dem Mark ausscheiden.  

 

Im Einzelnen: 

Der Erfahrungsbericht führt auf Seite 92 aus, dass im Rahmen des EEG 2012 klargestellt 

werden solle, dass der Nachweis der Biomethaneigenschaft mit einem Massenbilanzsystem 

geführt werden muss.  

Dass das EEG 2009 ein wie auch immer geartetes Massebilanzsystem umfasst, ist aus 

juristischer Sicht nicht vertretbar. Weder der Wortlaut noch die Begründung geben auch nur den 

Hauch eines Anhaltspunktes dafür, dass der Gesetzgeber im EEG 2009 ein 

Massenbilanzsystem implementieren wollte. Vielmehr spricht der Wortlaut des § 27 Abs. 2 EEG 

2009 klar dagegen.  

Ein Massenbilanzsystem würde wenigstens bedeuten, dass der Transport des eingespeisten 

Biogases zumindest im Rahmen der Bilanzierung nachverfolgbar ist. Daraus ergeben sich 

gravierenden Folgen: 

1. Die Einführung eines Massenbilanzsystems würde dazu führen, dass Geschäftsmodelle, 

die darauf beruhen, dass Biogas als Erdgas veräußert wird und zu einem anderem 

Zeitpunkt Erdgas bezogen wird, das als Biogas gilt, weil Biogas in das Gasnetz 

eingespeist wurde, nicht mehr möglich sind.  

2. Soweit der Gesetzgeber keine adäquaten Übergangsbestimmungen fasst, bedeutet die 

Umsetzung des Entwurfs eine völlige Entwertung der Nachweise. Dies ist mit dem 
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besonderen Vertrauensschutz des EEG unvereinbar und würde zum Ausscheiden 

einiger Marktteilnehmer führen.  

3. Die Finanzierung von Biomethan-KWK-Projekten wird durch die Einführung eines 

Massenbilanzsystems erheblich erschwert, da durch dieses sehr hohe Risiken im 

Hinblick auf die Gasbilanzierung begründet werden.  

4. Ein Massenbilanzsystem führt zu erheblichen Kosten. Dies gilt insbesondere auch 

wegen der unzureichenden Flexibilitätsregelungen in der GasNZV. Schon unter dem 

EEG 2009 waren Biomethan-KWK-Projekte kaum wirtschaftlich. Da sich die 

Wirtschaftlichkeit mit Einführung eines Massenbilanzsystems erheblich verschlechtert, 

ist zu befürchten, dass fast alle Biomethan-KWK-Projekte gestoppt werden, wenn keine 

Kompensation erfolgt.  

 

Lösung: 

Zur Lösung des vorgenannten Problems schlägt der Fachverband Biogas das Folgende vor: 

 

1. Es wird im Rahmen des Technologiebonus für Gaseinspeisung eine Vergütungsstufe in 

Höhe von 4 Cent pro Kilowattstunde bis 175 Kubikmeter aufbereitetem Rohgas 

eingeführt. Dies bedeutet, dass ein Technologiebonus in Höhe von 4 Cent 

Kilowattstunde gewährt wird, wenn der Strom aus den ersten 1.533.000 Kubikmeter, die 

aus einer Aufbereitungsanlage in das Gasnetz eingespeist wurden, produziert wird. 

2.  Es wird die Möglichkeit geschaffen, bis zum 31.12.2011 erworbene Nachweise über die 

Einspeisung von Biogas auch weiterhin zu nutzen.  

3. Die Flexibilitätsregelungen in der GasNZV werden so ausgestaltet, dass sowohl für Ein- 

als auch für Ausspeisungen ein Flexibilitätsrahmen von 25 % in Biogasbilanzkreisen 

eröffnet wird, soweit die Einspeisung oder Ausspeisung einen physischen Vorgang 

reflektiert.  

4.  Da auch Anlagen, die vor dem 01.01.2012 in Betrieb gegangen sind, in das 

Massenbilanzsystem einbezogen werden, ist auch hinsichtlich des in diesen Anlagen 

erzeugten Stroms der Bonus in der vorgeschlagenen Höhe zu gewähren.  

 

Zu § 27b Abs. 1: Gemeinsame Vorschriften für gasförmige Energieträger 

 

Problem: 

Die Einspeisung von aufbereitetem Biogas in das Erdgasnetz und die Verwertung in Kraft-

Wärme-Kopplung (Biomethan-KWK) stellt eine CO2-vermeidende und umweltschonende Art 

der Energieerzeugung dar. Außerdem bietet die Einspeisung von aufbereitetem Biogas die 
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Möglichkeit, Strom nachfrageorientiert zur Verfügung zu stellen und den teuren Ausbau des 

deutschen Stromnetzes zu begrenzen.  

Zudem erscheint es zur Erhöhung der Einspeisung von Biomethan sinnvoll, dass Biogas zu 

nutzen, das bisher in so genannten Vor-Ort-Verstromungsanlagen genutzt wird, wenn dort 

keine ausreichende Nutzung der anfallenden Wärme gewährleistet wird.  

Nach dem Entwurf eines novellierten EEG soll die Vergütung für Biomethan-KWK allerdings 

sinken. Damit werden weder für die Nutzung des bereits vorhanden Biogases zur Einspeisung 

noch für den weiteren Ausbau der Biomethan-KWK Anreize gesetzt. Vielmehr erscheint das 

Ende einer Branche als wahrscheinlich, die im Vertrauen auf die Ziele der Bundesregierung 

erhebliche Investitionen getätigt hat und große Risiken eingegangen ist.   

Lösung: 

Die Einführung einer unteren Vergütungsstufe beim Gasaufbereitungsbonus ist dringend 
erforderlich. Diese und die nächste Vergütungsstufe werden anteilig gewährt.  

Die neue unterste Vergütungsstufe sollte einen Gasaufbereitungsbonus in Höhe von 4 Cent pro 

Kilowattstunde bis zu einer Aufbereitungsleistung von 175 Normkubikmeter vorsehen. Die 

anteilige Gewährung kann sichergestellt werden, indem bezüglich der ersten 1.533.000 

Normkubikmeter ein Bonus von 4 Cent pro Kilowattstunde, hinsichtlich der nächsten 4.818.000 

Normkubikmeter ein Bonus von 2 Cent pro Kilowattstunde und schließlich hinsichtlich der 

folgenden 6.132.000 Kilowattstunden ein Bonus in Höhe von 1 Cent pro Kilowattstunde gewährt 

wird. Übersteigt die Aufbereitungsleistung der Anlage 1.400 Kubikmeter ist kein Bonus zu 

gewähren. Da auch Altanlagen in das Massenbilanzsystem einbezogen werden, ist es 

sachgerecht, dass auch diese den Bonus in dieser Höhe geltend machen können.  

 

Zu § 33a Abs. 2 Grundsatz und Begriffe der Direktvermarktung 

Problem: 

Strom aus EE-Anlagen (z.B. Biogasanlage), der nicht durch ein Netz (der öffentlichen 
Versorgung) geleitet wird, kann an Dritte vermarktet werden, die den Strom in unmittelbarer 
räumlicher Nähe zur EE-Anlage verbrauchen. Dies gilt jedoch nicht als Direktvermarktung im 
Sinne des EEG. Dieser Umstand verhindert in hohem Maße die Direktvermarktung von EEG-
Strom. 

Lösung: 

Hier soll in Abs. 1 nach dem Wort „(Direktvermarktung)“ folgendes eingefügt werden: „ […] auch 
wenn dieser in ein privates Netz eingespeist oder an Dritte direkt abgegeben wird“. Der Abs. 2 
des § 33 a ist ersatzlos zu streichen.  
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Zu § 33c Pflichten bei der Direktvermarktung 

Problem: 

Die Vorschrift, dass der Strom tatsächlich eingespeist und von einem Dritten abgenommen 
werden muss, und die Regelung, dass der Strom in einem speziellen Bilanzkreis bilanziert 
werden muss, verhindern, dass mit der Marktprämie Eigenversorgungs- oder Contracting-
konzepte wie nach dem KWKG umgesetzt werden können. 

Lösung: 

Diese Vorschrift ist zu streichen.  

 

Zu § 33g Marktprämie 

Problem: 

Abs. 1 Satz 1 wären nach dem Wort „[…] direkt“ die Wörter: „durch Direktabgabe an Dritte oder 
durch Einspeisung in das öffentliche oder in ein privates Netz vermarkten“ einzufügen. In Satz 2 
wäre das Wort „und“ entsprechend durch „oder“ zu ersetzen. Die Direktabgabe an Dritte auch in 
unmittelbarer Nähe ist eine Direktvermarktung und sollte nicht ausgeschlossen werden. Hier 
kommt die Dezentralität der Erneuerbaren Energien in seiner reinen Form zum Ausdruck. 

Begründung:  

Die Einspeisung von regenerativ erzeugtem und direkt vermarktetem Strom in ein privates Netz 
und dessen Verbrauch durch einen Dritten – auch in unmittelbarer räumlicher Nähe, ist eine 
praxisgerechte und wirtschaftliche Lösung, die den Zielen des EEG in keiner Weise schadet. 
Vielmehr werden Umspannungs- und Übertragungsverluste vermieden und die Verwendung 
von „grauen Strom“ eingedämmt, d.h. dieser wird durch erfassten EEG -Strom substituiert.  

 

Zu § 33g Marktprämie in Verbindung mit Anlage 4 

Problem: 

Die im EEG-Referentenentwurf vorgesehene Marktprämie soll folgende Risiken für Erzeuger 
abdecken:   

1. Marktpreisrisiko 

2. Ausgleichsenergierisiko 
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3. Vermarktungsaufwand 

Derzeit ist für Biogasanlagen ein Wertigkeitsfaktor von 100 % vorgesehen. Das unterstellt, dass 
Biogasanlagen den durchschnittlichen Marktpreis erzielen. Dies kann jedoch nur bei flexiblen 
Anlagen vorausgesetzt werden. Innerhalb der Managementprämie wurde davon ausgegangen, 
dass das „Ausgleichsenergierisiko“ Null beträgt und der Vermarktungsaufwand gering ist. 
Tatsächlich besteht auch für regelbare Anlagen aufgrund von Schwankungen der Einspeise-
leistung ein Ausgleichsenergierisiko, das abhängig von der Flexibilität der Anlagen ist. Der 
Vermarktungsaufwand für Biogasanlagen ist spezifisch höher als bei Windkraftanlagen, da die 
Anlagengröße deutlich geringer ist. Zudem ist es gerade bei flexiblen Anlagen erforderlich, 
diese in virtuellen Kraftwerken zu bündeln, um bedarfsorientiert zu produzieren. Das erfordert 
zusätzliche Investitionen in eine entsprechende Infrastruktur. Dieses vorausgeschickt muss eine 
Korrektur der jetzigen Werte für die Managementprämie erfolgen. 

Lösung: 

Anhebung der Managementprämie auf 6 Euro/MWh (= 0,6 Cent/kWh) für Biogasanlagen bis 
1.000 kW und auf 5 Euro/MWh (= 0,5 Cent/kWh) für Biogasanlagen über 1.000 kW Leistung ist. 
Absenkung um 1 Euro/MWh*a für die Jahre 2013 und 2014. Danach Managementprämie in 
Höhe von 4 Euro/MWh (= 0,4 Cent/kWh) respektive 3 Euro/MWh (= 0,3 Cent/kWh). 

Die Managementprämie für Biomasse ist im Vergleich zur Prämie für Wind und PV zu niedrig 
angesetzt. Vermarkter von EE-Strom würden bei dieser Differenz immer den Windstrom 
gegenüber Biomassestrom bevorzugen, obwohl dieser schlechter planbar ist. Somit würde der 
Vorteil des „planbaren“ Biogasstroms für die Vermarktung durch eine krasse Ungleichbe-
handlung bei der Managementprämie zunichte gemacht. Der Vorschlag mildert das Problem ab. 

 

Zu § 33 h: Flexibilitätsprämie in Verbindung mit Anlage 5 

Problem: 

Bezüglich der Flexibilitätsprämie geht der Fachverband Biogas e.V. davon aus, dass die 
aufgerufenen Werte von 130 Euro je zusätzlicher kW nicht ausreichen, um die Investitionen zu 
decken.  

Die Prämie wird zudem kaum Wirkung entfalten, weil sie nicht von Altanlagen in Anspruch 
genommen werden kann und nur für Anlagen gilt, die ins Marktprämienmodell gewechselt 
haben.  

Eine Beispielskalkulation auf Basis der im Referentenentwurf vorgeschlagenen 130 €/kW führt 
im Falle einer 500 kWel. Biogasanlage zu folgender wirtschaftlicher Situation: 
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- Erweiterung der Anlage um ein 250 kW BHKW 

- Investitionen durch zusätzliches BHKW (inkl. Infrastruktur wie Trafo usw.), externer 
Gasspeicher und elektrische Einbindung in Höhe von 385.000 € 

Der sich ergebende Kapitaldienst von 50.000 Euro ist über die Mehrerlöse aus der im EEG-
Entwurf enthaltenen Flexibilitätsprämie nicht gedeckt. 

Lösung: 

Soll aus dem Antritt der Flexibilitätsprämie das Investment gedeckt werden, ist eine Erhöhung 
nach folgendem Vorschlag notwendig: 

0-500 kW Leistung:   230 € je kW Zusatzkapazität  

500-2.000 kW Leistung:  130 € je kW Zusatzkapazität  

- Auf Basis der im Referentenentwurf vorgeschlagenen 130 €/kW ergeben Ansprüche 
über 26.260 Euro/a. Bezogen auf 10 Jahre = 262.600 Euro. 

Die Flexibilitätsprämie muss auch für Altanlagen und für solche Anlagen gelten, die in der EEG-
Systematik verbleiben. Nur so ist es möglich, auch kurzfristig Biogasanlagenbetreiber zu einem 
Einstieg in die bedarfsgerechte Strombereitstellung zu motivieren. Gleichzeitig würde dies den 
Betreibern bestehender Anlagen die Chance bieten, sich in Anbetracht steigender 
Rohstoffpreisen einen Ausgleich auf der Erlösseite zu schaffen.  

 

Zu § 35 Abs. 4 Sätze 3 und 4 Ausschluss Aufrechnung 

Problem: 

§ 35 normiert nach der amtlichen Überschrift dieser Norm den „Ausgleich zwischen 

Netzbetreibern und Übertragungsnetzbetreibern“. In § 35 Abs. 4 Satz 3 wird jedoch für den 

Anlagenbetreiber in diesem Kontext völlig überraschend geregelt, dass § 35 Abs. 4 Satz 1 und 

2 auch auf das Verhältnis zwischen dem aufnehmenden Netzbetreiber und dem 

Anlagenbetreiber entsprechend anzuwenden sei. Damit besteht die Verpflichtung der 

aufnehmenden Netzbetreiber von den Anlagenbetreibern (angeblich) überhöhte 

Vergütungszahlungen zurückzufordern, § 35 Abs. 4 Satz 3 Entwurf des EEG 2012. In § 35 Abs. 

4 Satz 4 Entwurf des EEG 2012 wird sodann normiert, dass das Aufrechnungsverbot nach § 22 

Abs. 1 EEG zwischen dem aufnehmenden Netzbetreiber und dem Anlagenbetreiber nicht 

anwendbar ist, so dass der Netzbetreiber damit auch mit bestrittenen und nicht rechtskräftigen 

(Rück-)Forderungen gegen Vergütungsansprüche der Anlagenbetreiber aufrechnen könnte. 
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Dies widerspricht dem Sinn und Zweck von § 22 Abs. 1. Nach der Gesetzesbegründung zu 

dieser Norm soll verhindert werden,  

„dass die wirtschaftlich übermächtigen Netzbetreiber, die weiterhin ein natürliches 

Monopol besitzen, unbillig hohe Mess-, Abrechnungs-, Blindstrom- und 

Versorgungskosten von den Anlagenbetreibern durch Aufrechnung erlangen und 

das Prozessrisiko auf die Anlagenbetreiber abwälzen“ (BT-Drs. 15/2864, S. 46). 

Aus Gründen der „effizienten Abwicklung dieser Rückforderungsansprüche“ (Begründung, S. 

144) wird nun bei (angeblich) überhöhten Vergütungszahlungen das Prozessrisiko allein auf 

den Anlagenbetreiber abgewälzt und der Anwendungsbereich dieser bewährten Regelung liefe 

unsachgemäß weitgehend leer.  

Lösung: 

§ 35 Abs. 4 Satz 4 Entwurf des EEG 2012 ist ersatzlos zu streichen. 

 

Zu § 39: Verringerung der EEG-Umlage (=Grünstromprivileg) 

Problem: 

Die Einhaltung der Anteile gem. § 39 Abs. 1 Nr. 1 auf Monatsbasis ist nicht umsetzbar, da es zu 
unvorhersehbaren Leistungseinbrüchen durch technische Störungen oder Windflauten kommen 
kann, die aufgrund der Notwendigkeit, Anlagen mit einem Vorlauf von einem Monat 
umzumelden, nicht ausgeglichen werden können. 

§ 64d Möglichkeit der Aberkennung der Herkunftsnachweise: Es geht bei § 33 b 2. in 
Verbindung mit § 39 EEG für Ökostromhändler um die Vermarktung von Ökostrom aus EEG-
Anlagen an Endkunden in Deutschland. Dafür ist es Voraussetzung, dass der im Sinne des 
§ 33 b 2. vermarktete Strom auch im Sinne der Stromklassifizierung durch Herkunftsnachweise 
als Ökostrom ausgewiesen werden kann. In § 66 d (1) wird das Bundesumweltministerium 
ermächtigt, diese Herkunftsnachweise abzuschaffen („[...] oder Herkunftsnachweise nicht für 
Strom ausgestellt werden dürfen, der in der Form nach § 33 b Nummer 2 direkt vermarktet wird, 
[…]“ 

Da die Eigenschaft „Ökostrom“ für die Nutzung des § 39 EEG und die Planbarkeit eines solchen 
Geschäftsmodells unabdingbar ist, sprechen wir uns dafür aus, den entsprechenden Passus in 
§ 64 d zu streichen. Es ist nicht ersichtlich, was für einen Vorteil eine solche Änderung haben 
könnte und sie bringt unnötige fundamentale Unsicherheit in das Modell. 
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Die Deckelung auf 2 Ct/kWh in Verbindung mit der Anforderung 25 % Fluktuierende (= Wind + 
PV) und der Aberkennung der vermiedenen Netzentgelte bedeutet, dass das Modell nicht mehr 
wirtschaftlich umsetzbar ist. 

Lösung: 

Der Fachverband Biogas hält die Begrenzung auf 3 Ct/kWh und die Gewährung der Boni 
während der Direktvermarktung für zwingend erforderlich, damit ein weiterer Bereich von 
Bioenergieanlagen das Instrument nutzen kann. 

Anforderungen an den restlichen Strom aus Akzeptanzgründen: KWK oder EE gem. EU-
Definition, welche physisch und nicht als Zertifikate geliefert werden. 

 

Zu § 53 Abs. 2 und § 54 Ausweisung der EEG-Umlage und Stromkennzeichnung 

Problem:  

Bisher wird bei der Ausweisung der EEG-Umlage nur die Kostenseite dem Endverbraucher 
mitgeteilt. Die positiven Effekte in Richtung CO2-Einsparung zum konventionellen Energiemix 
bleiben bisher unbeachtet.  

Lösung: 

Darstellung der eingesparten CO2-Tonnagen im Verhältnis zur konventionellen Energie.  

 

Zu § 64a Verordnungsermächtigung zur Stromerzeugung aus Biomasse 

Problem:  

Die grundsätzliche Möglichkeit, über Verordnungsermächtigungen Vorgaben für die Gewährung 
von Vergütungen im Nachhinein zu ändern, führt in Anbetracht der vielfältigen Vorgaben und 
Restriktionen (Mindestgülleeinsatz, Maisdeckel, usw.) zu einer ganz erheblichen 
Investitionsunsicherheit. Insbesondere muss auch klar gestellt werden welche Umwelt- und 
Naturschutzanforderungen unter Ziff. 4 gemeint sind und was hier durch eine Verordnung 
geregelt werden soll.  

Lösung:  

Es bedarf einer Klarstellung, welche Stoffgruppen, Techniken, Umwelt- und 
Naturschutzanforderungen sowie eventuell weitere Vorgaben im Nachhinein geändert werden 



Fachverband Biogas e.V. 

Angerbrunnenstraße 12 

85356 Freising 

Telefon  +49(0)81 61/98 46 60 

Telefax  +49(0)81 61/98 46 70 

E-Mail  info@biogas.org 

 

 
 

Seite 31 von 37 

können. Idealerweise erfolgt im Gesetzestext des EEG ein Verweis auf das geltende Fachrecht 
bzw. Veröffentlichungen, die den Stand der Technik definieren. 

 

§ 64b Verordnungsermächtigung Nachhaltigkeit 

Es ist gut und richtig, Nachhaltigkeitsanforderungen an die Förderung Erneuerbarer Energien zu 
knüpfen. 

Problem: 

Wichtig ist allerdings, dass keine nationalen Alleingänge verfolgt werden, die zu einer 
Wettbewerbsverzerrung führen können und unnötige Bürokratiekosten aufwerfen. 

Lösung: 

Wie bei flüssiger Biomasse und den Biokraftstoffen geschehen, sollten die 
Nachhaltigkeitsrichtlinien seitens der EU in nationale Verordnungen überführt werden. 

 

§ 64 f Abs. 1 Ziff. 1 b Weitere Verordnungsermächtigungen Kriterien Netzabschaltungen 

Problem:  

Die Kriterien nach denen der Netzbetreiber die Reihenfolge der Abschaltungen nach § 11 
entscheidet, müssen festgelegt werden. 

Lösung:  

Eine sachgerechte und volkswirtschaftliche Betrachtung von Biogasanlagen ist notwendig. 
Grundsätzlich wird bei Biogas ein biologisch, teilweise träges System, mit einer technischen 
Verstromung gekoppelt. Reaktionszeiten und technische Folgen für Abregelungen sind somit 
nicht vergleichbar mit reinen technischen Systemen wie Wind- und PV-Energie.  

Zu § 64f Abs. Nr. 9 Weitere Verordnungsermächtigungen „Technische Nachrüstung“ 

Problem:  

Hier wird die Bundesregierung ermächtigt durch Verordnung Technische Anforderungen an 
Anlagen, um die technische Sicherheit und die Systemstabilität zu gewährleisten, einschließlich 
der Möglichkeit, Netzbetreiber oder Anlagenbetreiber zu verpflichten, Anlagen, die bereits vor 
dem 01.01.2012 in Betrieb genommen worden sind, entsprechend nachzurüsten und 
Regelungen zur Tragung der Kosten zu treffen. 
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Lösung:  

Dieser Punkt muss komplett gestrichen werden. Hier kann nur eine Änderung des Fachrechtes 
veränderte Anforderungen an die technische Sicherheit und die Systemstabilität zulassen. 

 

Zu § 64g Abs. 1 Gemeinsame Vorschriften für Verordnungsermächtigungen 

Problem:  

Das EEG wird absolut unkalkulierbar. Im Interesse einer nachhaltigen und politisch tragfähigen 
Entwicklung von Biogasanlagen, muss hier eine Zustimmung des Bundesrates ermöglicht 
werden.   

Lösung:  

Es bedarf der Streichung der Nr. 1.  

 

Zu § 66 Abs. 4 Kürzung Güllebonus 

Der Referentenentwurf sieht eine Kürzung des Güllebonus für Anlagen, die vor dem 06.06.2008 
Strom aus Biogas erzeugt haben, vor.  

Problem: 

Dieser Eingriff in den Bestandsschutz hätte wie auch die zunächst rückwirkende Regelung des 
§ 19 im EEG 2009 eine verheerende Signalwirkung auf die gesamte EE-Branche. Die 
Investitionssicherheit ist ein elementarer Bestandteil des Förderinstrumentes EEG. Eine erneute 
Erschütterung des Bestandsschutzes würde das Vertrauen von Banken in das EEG nachhaltig 
verschlechtern und damit den Erhalt einer Fremdfinanzierung für EEG-Anlagen unmöglich 
mindestens jedoch massiv erschweren. In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, 
weshalb die vorgeschlagene Kürzung von Bestandsanlagen, nicht bereits über die auch im EEG 
2009 vorliegenden Verordnungsermächtigungen durchgeführt wurde. Das 
Bundesumweltministerium hätte hier bereits frühzeitig eingreifen müssen, was aber nicht 
passierte.  

Auch das Argument, dass die betroffenen Anlagen ohne den Güllebonus investiert haben, ist 
nicht stichhaltig. Die meisten Anlagenbetreiber haben den Güllebonus auf Basis des EEG 2009 
einkalkuliert, um in die Effizienzsteigerung ihrer Biogasanlagen zu reinvestieren, z.B. in 
effizientere BHKW, zusätzliche Vorgruben und Fermenter oder Gärrestlagerabdeckung. Durch 
rückwirkende Kürzung könnten die hierfür aufgenommenen Kredite nicht mehr bedient werden 
bzw. Abnahmeverpflichtungen (Güllelieferverträge) nicht mehr erfüllt werden. Darüber hinaus 
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treten alle Anlagen auf denselben Rohstoffmärkten auf wie alle anderen Biogasanlagen. Durch 
eine nachträgliche Schlechterstellung von Altanlagen hätten diese erhebliche Nachteile bei der 
Substratbeschaffung, weil die Anlagen, die nicht von der Kürzung betroffen sind, z.B. aus den 
Jahren 2009 bis 2011, mehr für die Inputstoffe zahlen könnten. 

Lösung: 

§ 66 Abs. 4 muss unbedingt ersatzlos gestrichen werden. Auch der Ansatz, den Gülleanteil 
nachträglich für Altanlagen zu steigern, ist bedenklich. Die Anlagenkonzepte sind auf die be-
stehenden Regelungen ausgerichtet. Nachträgliche Änderungen sind auf jeden Fall mit zu-
sätzlichen Investitionen (z. B. weitere Lagerbehälter bzw. Gülletransporte) verbunden. Der 
Anteil Gülle kann in einer bestehenden Anlage, die, z.B. in ihrer Leistung auf 40 Masse-Prozent 
Gülle eingerichtet ist, nicht beliebig gesteigert werden, da Gülle im Vergleich zu Energie-
pflanzen energiearm ist und auch nicht an allen Standorten verfügbar ist. Müssten die 40 
Masse-Prozent erhöht werden, so wäre die Reduktion des Anteils an Energiepflanzen nötig. 
Durch den geringeren Energiegehalt von Gülle könnte die Anlage die bisherige Leistung und 
damit auch die Zahl der eingespeisten Kilowattstunden nicht mehr erreichen. Die 
Unwirtschaftlichkeit der wäre die Folge. 

 

Zu Anlage 1 Abs. 1 Gasaufbereitungsbonus Anspruchsvoraussetzungen 

Problem:  

Die bisherige Vergütungsschwelle bei 5 MW sollte unter Berücksichtigung der 
standortangepassten Betriebsweise von Biogasanlagen und den aktuell auftretenden 
Akzeptanzproblemen bei Großanlagen (größer 2 MW) insbesondere bei Gaseinspeiseprojekten 
überdacht werden.  

Lösung:  

Der Fachverband Biogas e.V. schlägt aus diesem Grund eine Absenkung auf 2 MW vor.  

 

Zu Anlage 1 Ziff. 2 Gasaufbereitungs-Bonus  

Problem:  

Im Referentenentwurf sind keinerlei Anreize geschaffen worden auch kleinere 
standortangepasste Gaseinspeiseanlagen anzureizen. Lediglich größere Anlagenleistungen 
werden durch die erhöhten Leistungsschwellen positiver gestellt. Da diese großen 
Gasaufbereitungsanlagen jedoch in den meisten Anbauregionen die Grenzen der effizienten 
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Transportwege überschreiten, widersprechen diese Konzepte dem Ziel einer effizienten CO2-
Minderung. Um die volkswirtschaftlich als auch CO2-bilanztechnisch vorzüglichen 
Einspeiseanlagen an den Verbrauchsnetzen im kleinen Leistungsbereich anzureizen, ist eine 
zusätzliche neue Vergütungsstufe für kleine Einspeiseanlagen notwendig.  

Lösung:  

Einführung einer neuen unteren Vergütungsstufe mit 4 ct/kWh von0 bis 175Nm3/h 
Leistungskapazität an aufbereitetem Biomethan, eine zweite Stufe mit 2 ct/kWh bis 350Nm3/h 
Leistungskapazität an aufbereitetem Biomethan und einer dritten Stufe mit 1 ct/kWh bis zu einer 
Stufe bis 700 Nm3/h aufbereitetem Biomethan. Die Leistungsstufen sollen nach der gängigen 
EEG Systematik auch anteilig für die jeweils höhere Leistungsstufe gezahlt werden.  

 

Zu Anlage 2 Abs. 3 b Positivliste Wärmenutzung 

Problem:  

Die Verluste mit max. 25 % des Nutzwärmebedarfs sind zu niedrig angesetzt. Die 
Rückmeldungen aus zahlreichen effizienten Nahwärmeleitungen haben gezeigt, dass ein 
Verlust von 30-35 % in der Praxis auch in Anbetracht, der überarbeiteten Positivliste nach 
Anlage 2 für realistisch einzustufen ist.  

Lösung:  

25% gegen 30% austauschen.  

 

Zu Anlage 2 Abs. 3 b Positivliste Wärmenutzung  

Problem:  

Hinsichtlich der Aufbereitung von Biogas werden Aufbereitungsanlagen, die Wärme einsetzen 
müssen, auf Grund der Tatsache, dass diese Wärme aus Erneuerbaren Energien stammen 
müssen im Verhältnis zu anderen Anlagen ungerechtfertigt benachteiligt, weil deren 
Strombedarf nicht durch Strom aus Erneuerbaren Energien erzeugt werden muss.  

Lösung:  

Aufnahme der Wärmeverwertung in der Gasaufbereitungsanlage in die Positivliste der Anlage 2 
Ziff. 3 Buchstabe c. 
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Zu Anlage 2 Erzeugung in Kraft-Wärme-Koppelung 

Wie weiter oben bereits ausgeführt, präferiert der Fachverband Biogas die Nutzung dieser 
Anlage für einen KWK-Bonus. Ansonsten wurde die Anlage im Vergleich zum EEG 2009 nur 
leicht verändert. So werden unter anderem die Anforderungen zur technischen Holztrocknung 
präzisiert, was angesichts des beigefügten Effizienzkriteriums begrüßenswert ist  

Problem: 

In der Positivliste werden unter e) die falschen Werte aus dem alten EEG korrigiert. Allerdings 
werden bei der Ferkelaufzucht und in der Schweinemast die Werte von Kaltställen als 
Bemessungsgrundlage herangezogen. Diese Stallform ist aber nicht die Regel, so dass im 
Normalfall immer noch zu niedrige Werte angesetzt werden. Die Folge ist, dass Potenziale in 
diesem Bereich nicht erschlossen werden. 

Lösung: 

Man könnte die verwendeten Werte durch geeignetere Werte des KTBL ersetzen. In der 
Ferkelaufzucht käme man dann auf eine Obergrenze von 170 kWh pro Tierplatz anstelle von 
75 kWh pro Tierplatz. Bei der Schweinemast 70 anstelle von 45 kWh/Tierplatz. 

 

Zu Anlage 2 Abs. 3 f Positivliste Wärmenutzung 

Problem:  

Unterglasanlagen sind nicht näher spezifiziert. Es gibt auch Gewächshäuser mit Kunststofffolien 
oder Doppelstegplatten. 

Lösung:  

Spezifizierungen sollen in Klammern gesetzt werden: (Foliengewächshäuser, Kunststoffplatten).  

 

Zu Anlage 5 Abs. 2.1 Berechnung 

Problem:  

Die Höhe der Flexibilitätsprämie bezieht sich nicht auf Cent pro Kilowattstunden sondern auf 
€/kWh. 
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Lösung:  

Cent streichen und € einfügen. 

 

Zu Anlage 5 Abs. 2 Nr. 2.3 

Problem:  

Die Kapazitätskomponente ist mit 130 €/kW zu niedrig angesetzt. S.o. 

Lösung:  

Eine vom Fachverband Biogas betreute Masterarbeit an der Hochschule Mannheim - Fakultät 
für Wirtschaftsingenieurwesen kam zum Ergebnis, dass je nach Anlagengröße und 
Zusatzkapazität jährliche Betriebskosten von ca. 137.000 € (500 kWel. bei 50 % 
Zusatzkapazität) anfallen. Hier ist noch kein finanzieller Anreiz (Gewinnanteil) berücksichtigt. 
Würde man eine 500 kW Praxisanlage mit der im Referentenentwurf vorgeschlagenen 
Kapazitätskomponente in Höhe von 130 €/kW entsprechend der Vorgaben der 
Flexibilitätsprämie erweitern, würden gerade mal 23.000 € pro Jahr für zusätzliche Investitionen 
und Aufwand bereitgestellt.  

 

Zu Artikel 5 Änderung der Biomasseverordnung Nr. 4 c) 

Problem: 

Um konkret unerschlossene Reststoffpotentiale zu erschließen, sollten weitere tierische 
Nebenprodukte als Biomasse anerkannt werden, die in der europäischen Hygieneverordnung 
als geeignet eingestuft werden. 

Lösung: 

Die europäische Hygieneverordnung Nr. 1069/2009 sieht in Artikel 13 e) die Umwandlung von 
Kategorie 2 Material neben Gülle, Kolostrum, Magen- und Darminhalt auch für den gesamten 
Magen- und Darmtrakt und dessen Inhalt, Milch, Erzeugnisse auf Milchbasis, Eier und 
Eiprodukte vor. Diese Stoffe sollten zusätzlich in der Biomasseverordnung § 3 Nr. 9 b von den 
nicht als Biomasse anerkannten Stoffen ausgenommen werden, da diese sehr gut für den 
Einsatz in Biogasanlagen geeignet sind.  

Zudem sollten in der Biomasseverordnung § 3 Nr. 9 d hinter dem Teilsatz „das in 
Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 1 oder 2“ die Ergänzung „mit Ausnahme der 
in Buchstabe b genannten Stoffe“ eingefügt werden. Mit dieser Ergänzung können generell für 
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Biogasanlagen zugelassene Stoffe gemeinsam in Verarbeitungsbetrieben z.B. 
Pasteurisierungsanlagen verarbeitet werden, ohne den Status der Biomasse zu verlieren und 
somit die Verarbeitung und den Transport von Biogassubstraten erheblichen erleichtern.  

Zu Rohstofflisten: siehe Anlage 2 (gesonderte Datei) 

Anlage 1: 

Biogaspotenziale bis 2020: 
 

 Substratgruppen 

installierbare 
Leistung in 
Megawatt [MW] 

Volllast-
stunden 
ohne 
bedarfs-
gerechte 
Stromein-
speisung 

Nettostrom-
produktion bei 
8 % 
Eigenstrom-
bedarf in 
Terrawatt-
stunden [TWh] 

Volllast-
stunden 
mit 
bedarfs-
gerechter 
Stromein-
speisung  

Nettostrom-
produktion 
bei 8 % 
Eigenstrom-
bedarf in 
Terrawatt-
stunden 
[TWh] 

Energiepflanzen auf  
2 Mio. ha 

3.750 7.800 26,91 5.500 18,98 

Gülle, Festmist etc. 1.545 7.800 11,09 5.500 7,82 

Nicht Flächen 
NawaRo, wie Rüben-
blatt und Stroh * 

1.503 7.800 10,79 5.500 7,61 

rein pflanzliche 
Nebenprodukte  

562 7.800 4,03 5.500 2,84 

Bioabfälle 337 7.800 2,42 5.500 1,71 

tierische 
Nebenprodukte 

126 7.800 0,90 5.500 0,64 

7.823 56 
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* die für die Humusbildung nötigen Mengen an Stroh sind bereits abgezogen. 
Mit 7.800 Megawatt Biogasleistung können 6 der 17 Atomkraftwerke (zusammen 21.000 Megawatt) ersetzt werden. 


